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Deutschland ist eine repräsentative Demokratie. Das bedeutet, dass die Partizipation der Bürger an 
politischen Prozessen hauptsächlich durch Wahlen stattfindet. Direkte Formen der Demokratie, wie 
beispielsweise Volksentscheide, sind zwar auf Ebene der Bundesländer vorgesehen, auf Bundes
ebene jedoch grundsätzlich nicht. Das Wahlrecht steht zurzeit stark in der Diskussion: Insbeson
dere wird eine Änderung angestrebt, die die Zahl der gewählten Abgeordneten verringern und 
dadurch die stetige Vergrößerung des Bundestags verhindern soll. Diskutiert werden außerdem 
weitere Änderungsvorschläge, wie etwa eine Herabsetzung des Wahlalters von 18 auf 16 Jahre oder 
die Einführung einer Paritätsregelung, die den Anteil von Frauen im Bundestag erhöhen soll. Die 
Wahlbeteiligung fällt bei den Bundestagswahlen grundsätzlich wesentlich höher aus als bei den 
Landtags- und Kommunalwahlen. Nach einem vorherigen leichten Rückgang lag sie bei den letzten 
beiden Bundestagswahlen bei etwa 76 Prozent.  

Eine wichtige Möglichkeit für Bürger zur Teilhabe an politischen Prozessen ist zudem das verfas
sungsrechtlich geschützte Petitionsrecht, wonach jedermann das Recht hat, sich mit Bitten und 
Beschwerden an den Bundestag oder andere öffentliche Stellen zu wenden. Der Bundestag hat hier
für eine Online-Plattform eingerichtet, auf der Petitionen eingereicht, unterstützt und diskutiert 
werden können. Hier sind mittlerweile über vier Millionen Nutzer registriert.  

Ein weiteres verfassungsrechtlich geschütztes Mittel der Partizipation ist die Versammlungsfreiheit. 
In diesem Bereich hat der sogenannte zivile Ungehorsam in den letzten Jahren wieder mehr an 
Relevanz gewonnen; in jüngster Zeit etwa durch Aktionen von Klimaaktivisten, die sich auf vielbe
fahrenen Straßen festkleben. Solche Proteste können dem Schutzbereich der Versammlungsfreiheit 
unterfallen, verletzen aber regelmäßig Strafgesetze (etwa als Nötigung), die das Grundrecht inso
weit in verfassungsmäßiger Weise beschränken. 
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